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Nachdem der erste Gesetzent-
wurf der Regierungskoalition 

zur Gesundheitsreform zurückge-
zogen wurde, haben sich Regie-
rung und Opposition auf ein Eck-
punktepapier geeinigt, das sowohl 
im Bundesrat als auch im Bundes-
tag Chancen für eine Zustimmung 
hat. Schon der Gesetzentwurf 
enthielt nur vorsichtige Schritte 
in Richtung auf eine Reform, die 
geeignet wäre, die ineffi zienten 
Strukturen im deutschen Gesund-
heitswesen zu beseitigen. Das Eck-
punktepapier fällt dahinter noch 
weit zurück: Mehr Wettbewerb ist 
nur sehr eingeschränkt vorgese-
hen. Zwar enthält es Reizworte wie 
Medizinische Versorgungszentren, 
integrierte Versorgung, Hausarzt-
system und Teilöffnung der Kran-
kenhäuser. Die Voraussetzungen, 
an die die Einführung solcher Neu-
erungen geknüpft sind, sind aber 
rigide, oder es fehlt schlicht der 
wirtschaftliche Anreiz, solche Sys-
teme zu errichten. Das Monopol 
der kassenärztlichen Vereinigung 
wird kaum angekratzt, dies war 
immerhin im Gesetzentwurf noch 
vorgesehen.

Dennoch hofft Bundesgesund-
heitsministerin Ulla Schmidt, den 
durchschnittlichen Beitragssatz in 
der gesetzlichen Krankenversiche-
rung von derzeit 14,3% bis 2007 
auf gut 12% senken zu können. 
Dies gelingt in den Modellrech-
nungen vor allem deshalb, weil 
die Arbeitnehmer ab 2005 mit 
einer zusätzlichen Pfl ichtversiche-
rung für Zahnersatz und ab 2007 
mit einem  Sonderbeitrag für das 
Krankengeld belastet werden. 
Tatsächlich sinkt der Beitragssatz 
so deutlich nur für die Arbeitgeber. 
Nach Berechnungen des Gesund-
heitsministeriums werden aber 
auch die Arbeitnehmer im Durch-
schnitt einen leichten Rückgang 
ihres Beitragssatzes erfahren. Bei 
genauerem Hinsehen stellt sich 
jedoch heraus, dass diese leichte 
Verbesserung durch Zuzahlungen 

und Leistungsausgrenzungen zum 
Teil sogar überkompensiert wird. 
Die Gesundheitspolitik geht in alt 
bewährter Manier den Weg der 
Flickschusterei: hier eine Zusatz-
versicherung, über deren Gestal-
tung man treffl ich streiten kann, 
dort ein wenig zuzahlen. Das Ziel 
der Aktionen ist es, die Lohnne-
benkosten zu senken. Keiner traut 
sich aber, den Arbeitgeberanteil 
einfach an die Arbeitnehmer aus-
zuzahlen oder zu kappen. Dies 
wäre eine ehrlichere Lösung, sie 
hätte allerdings den Nachteil, den 
Druck auf Strukturveränderungen 
weiter zu senken.

Die schönen Modellrechnungen 
gehen im Übrigen davon aus, dass 
die Ausgaben im Gesundheits-
wesen nicht steigen. Aber genau 
dies ist angesichts des erneuten 
Zurückweichens vor den Lobby-
isten zu erwarten. Steigerungen, 
die durch angebots induzierte Men-
genausweitungen und durch von 
intransparenten Strukturen verur-
sachte Preissteigerungen zustande 
kommen, könnten vermieden wer-
den, wenn die politischen Akteure 
mehr Mut zu wettbewerbswirksa-
men Maßnahmen hätten.

Anstatt sich gründlich mit den 
Effi zienzproblemen zu befassen, 
wendet sich die Politik nun der 
Finanzierung des Gesundheitswe-

sens zu. Auch hier wäre eine Re-
form durchaus angebracht, da das 
derzeitige System zu ungewollten 
und zum Teil schwer durchschau-
baren Verteilungswirkungen führt. 
Nun wird eine Diskussion über 
Kopfpauschalen versus Bürgerver-
sicherung angezettelt, die bislang 
ebenfalls an der Oberfl äche ver-
harrt und suggeriert, dass die bei-
den Modelle sich als unversöhnli-
che Gegensätze gegenüberstehen. 
Das trifft nicht zu. So ist eine Kopf-
prämie durchaus mit einer Ausdeh-
nung der Versicherungspfl icht auf 
alle Bürger zu vereinbaren wie das 
Schweizer Beispiel zeigt. Und der 
Arbeitgeberanteil kann auch bei ei-
ner Bürgerversicherung ausgezahlt 
werden. Dies ist sogar bei dem vor-
geschlagenen Modell, in dem alle 
Einkommensbestandteile bei der 
Beitragsberechnung einbezogen 
werden, vernünftig.

Im Kopfpauschalen-Modell wäre
es allerdings einfacher, vorher 
mitversicherte Ehepartner zur 
Finanzierung der Krankenversi-
cherung heranzuziehen, im Risi-
kostrukturausgleich zwischen den
Krankenkassen entfi elen einkom-
mensbezogene Kriterien und auch 
die Konjunkturabhängigkeit wäre 
geringer. Zumindest aus der Sicht 
des Finanzministers hat dieses 
Modell einen wichtigen Schön-
heitsfehler: Wenn die Bezieher un-
terer Einkommen nicht unzumutbar 
belastet werden sollen, müssen sie 
mit ca. 25 Mrd. Euro subventioniert 
werden. Dies wiederum erfordert 
unpopuläre Steuererhöhungen, 
Ausgabenkürzungen und/oder eine 
Anhebung des Staatsdefi zits. 

Rasche Fortschritte hin zu ei-
ner rationaleren Finanzierung des 
Gesundheitssystems sind somit 
ebenso wenig zu erwarten wie 
die Erhöhung der Kosteneffi zienz. 
Vielmehr ist zu befürchten, dass 
sich weiterhin wohlorganisierte 
Interessengruppen auf Kosten der 
Patienten und Versicherten durch-
setzen werden.
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